
Reparaturbedingungen für Tauchsportequipment: 
 
1. Auftragserteilung 
 
1.1 Im Auftragsschein oder  in einem Bestätigungsschreiben sind die zu erbringenden Leistungen 

zu bezeichnen und der voraussichtliche oder verbindliche Fertigstellungstermin anzugeben. 
1.2 Der Auftraggeber erhält eine Durchschrift des Auftragsscheins. 
1.3 Der Auftrag ermächtigt den Auftragnehmer, Unteraufträge zu erteilen und ggf. das 

Equipment an Dritte, für die zu erbringende Leistung, weiter zu versenden. 
 
2. Preisangaben im Auftragsschein; Kostenvoranschlag 
 
2.1 Auf Verlangen des Auftraggebers vermerkt der Auftragnehmer im Auftragsschein auch die 

Preise, die bei der Durchführung des Auftrags voraussichtlich zum Ansatz kommen. 
Preisangaben im Auftragsschein können auch durch Verweisung auf die in Frage kommenden 
Positionen der beim Auftragnehmer ausliegenden Preis- und Arbeitswertkataloge erfolgen. 

2.2 Wünscht der Auftraggeber eine verbindliche Preisangabe, so bedarf es eines schriftlichen 
Kostenvoranschlages; in diesem sind die Arbeiten und Ersatzteile jeweils im einzelnen 
aufzuführen und mit dem jeweiligen Preis zu versehen. Der Auftragnehmer ist an diesen 
Kostenvoranschlag bis zum Ablauf von 2 Wochen nach seiner Abgabe gebunden.  
Die zur Abgabe eines Kostenvoranschlags erbrachten Leistungen können dem Auftraggeber 
berechnet werden, wenn dies im Einzelfall vereinbart ist. 
Wird aufgrund des Kostenvoranschlags ein Auftrag erteilt, so werden etwaige Kosten für den 
Kostenvoranschlag mit der Auftragsrechnung verrechnet und der Gesamtpreis darf bei der 
Berechnung des Auftrags nur mit Zustimmung des Auftraggebers überschritten werden. Wenn 
im Auftragsschein Preisangaben enthalten sind, muss ebenso wie beim Kostenvoranschlag die 
Umsatzsteuer angegeben werden. 

 
3.  Fertigstellung 
 
3.1 Der Auftragnehmer ist verpflichtet, einen schriftlich als verbindlich bezeichneten 

Fertigstellungstermin einzuhalten. Ändert oder erweitert sich der Arbeitsumfang gegenüber 
dem ursprünglichen Auftrag und tritt dadurch eine Verzögerung ein, dann hat der 
Auftragnehmer unverzüglich unter Angabe der Gründe einen neuen Fertigstellungstermin zu 
nennen. 

3.2 Hält der Auftragnehmer bei Aufträgen, welche einen schriftlich verbindlich zugesagten 
Fertigstellungstermin länger als 24 Stunden schuldhaft nicht ein, so hat der Auftragnehmer 
nach seiner Wahl dem Auftraggeber einen möglichst gleichwertigen Ersatz nach den jeweils 
hierfür gültigen Bedingungen des Auftragnehmers  kostenlos zur Verfügung zu stellen oder 
80% der Kosten für eine tatsächliche Inanspruchnahme eines möglichst gleichwertigen 
Leihequipments zu erstatten. Der Auftraggeber hat das Equipment nach Meldung der 
Fertigstellung des Auftragsgegenstandes unverzüglich zurückzugeben; weitergehender 
Verzugsschadenersatz ist ausgeschlossen, außer in Fällen von Vorsatz oder grober 
Fahrlässigkeit. Der Auftragnehmer ist auch für die während des Verzugs durch Zufall 
eintretende Unmöglichkeit der Leistung verantwortlich, es sei denn, dass der Schaden auch 
bei rechtzeitiger Leistung eingetreten sein würde. Bei gewerblich genutzten Equipment kann 
der Auftragnehmer statt der Zurverfügungstellung eines Leihequipments oder der Übernahme 
von Leihkosten durch die verzögerte Fertigstellung entstandenen Verdienstausfall ersetzen. 

3.3 Wenn der Auftragnehmer den Fertigstellungstermin infolge höherer Gewalt oder 
Betriebsstörungen ohne eigenes Verschulden nicht einhalten kann, besteht auf Grund 
hierdurch bedingter Verzögerung keine Verpflichtung zum Schadenersatz, insbesondere von 
Kosten für die tatsächliche Inanspruchnahme eines Leihequipments. Der Auftragnehmer ist 
jedoch verpflichtet, den Auftraggeber über die Verzögerung zu unterrichten, soweit dies 
möglich und zumutbar ist. 

 
4. Abnahme 
 
4.1 Die Abnahme des Auftragsgegenstandes durch den Auftraggeber erfolgt im Betrieb des 

Auftragnehmers, soweit nichts anderes vereinbart ist. 
4.2 Der Auftraggeber ist verpflichtet, den Auftragsgegenstand innerhalb 1 Woche ab Zugang der 

Fertigstellungsanzeige und Aushändigung oder Übersendung der Rechnung abzuholen. Im Falle 
der Nichtabnahme kann der Auftragnehmer von seinen gesetzlichen Rechten Gebrauch 
machen. Bei Reparaturarbeiten, die innerhalb eines Arbeitstages ausgeführt werden, verkürzt 
sich die Frist auf 2 Arbeitstage. 

4.3 Bei Abnahmeverzug kann der Auftragnehmer die ortsübliche Aufbewahrungsgebühr 
berechnen. Der Auftragsgegenstand kann nach Ermessen des Auftragnehmers auch 
anderweitig aufbewahrt werden. Kosten und Gefahren der Aufbewahrung gehen zu Lasten des 
Auftraggebers. 

 
5. Berechnung des Auftrages 
 
5.1 In der Rechnung sind Preise oder Preisfaktoren für jede technisch in sich abgeschlossene 

Arbeitsleistung sowie für verwendete Ersatzteile und Materialien jeweils gesondert 
auszuweisen. Wünscht der Auftraggeber Abholung oder Zustellung des Auftragsgegenstandes, 
erfolgen diese auf seine Rechnung und Gefahr. Die Haftung bei Verschulden bleibt unberührt. 

5.2 Wird der Auftrag aufgrund eines verbindlichen Kostenvoranschlages ausgeführt, so genügt eine  
Bezugnahme auf den Kostenvoranschlag, wobei lediglich zusätzliche Arbeiten besonders  
aufzuführen sind. 

5.3 Die Berechnung des Tauschpreises im Tauschverfahren setzt voraus, dass das ausgebaute Teil 
dem Lieferumfang des Ersatzteils entspricht und dass es keinen Schaden aufweist, der die 
Wiederaufarbeitung unmöglich macht. 

5.4 Die Umsatzsteuer geht zu Lasten des Auftraggebers. 
5.5 Eine etwaige Berichtigung der Rechnung muss seitens des Auftragnehmers, ebenso wie eine 

Beanstandung seitens des Auftraggebers, spätestens 6 Wochen nach Zugang der Rechnung 
erfolgen. 

 
6. Zahlung 
 
6.1 Der Rechnungsbetrag und Preise für Nebenleistungen sind bei der Abnahme des 

Auftragsgegenstandes und Aushändigung oder Übersendung der Rechnung zur Zahlung in bar 
fällig, spätestens jedoch innerhalb 1 Woche nach Meldung der Fertigstellung und 
Aushändigung oder Übersendung der Rechnung. 

6.2 Gegen Ansprüche des Auftragnehmers kann der Besteller nur dann aufrechnen, wenn die 
Gegenforderung des Bestellers unbestritten ist oder ein rechtskräftiger Titel vorliegt; ein 
Zurückbehaltungsrecht kann er nur geltend machen, soweit es auf Ansprüchen aus dem 
Auftrag beruht. 

 
7. Erweitertes Pfandrecht 
 

Dem Auftragnehmer steht wegen seiner Forderung aus dem Auftrag ein vertragliches Pfandrecht 
an den aufgrund des Auftrages in seinen Besitz gelangten Gegenständen zu. Das vertragliche 
Pfandrecht kann auch wegen Forderungen aus früher durchgeführten Arbeiten, 
Ersatzteillieferungen und sonstigen Leistungen geltend gemacht werden, soweit sie mit dem 
Auftragsgegenstand in Zusammenhang stehen. Für sonstige Ansprüche aus der 
Geschäftsverbindung gilt das vertragliche Pfandrecht nur, soweit diese unbestritten sind oder ein 
rechtskräftiger Titel vorliegt und der Auftragsgegenstand dem Auftraggeber gehört. 
 
 
 

 
 
 
8. Sachmangel 

 
8.1 Ansprüche des Auftraggebers wegen Sachmängel verjähren in einem Jahr  ab Abnahme des 

Auftragsgegenstandes. Nimmt der Auftraggeber den Auftragsgegenstand trotz Kenntnis eines 
Mangels ab, stehen ihm Sachmängelansprüche nur zu, wenn er sich diese Abnahme vorbehält. 

8.2 Ist Gegenstand des Auftrags die Lieferung herzustellender oder zu erzeugender beweglicher 
Sachen und ist der Auftraggeber eine juristische Person des öffentlichen Rechts, ein öffentlich-
rechtliches Sondervermögen oder ein Unternehmer, der bei Abschluss des Vertrages in Ausübung 
seiner gewerblichen oder selbständigen beruflichen Tätigkeit handelt, verjähren Ansprüche des 
Auftraggebers wegen Sachmängel in einem Jahr ab Ablieferung. Für andere Auftraggeber 
(Verbraucher) gelten in diesem Fall die gesetzlichen Bestimmungen. 

8.3 Weitergehende Ansprüche bleiben unberührt, soweit der Auftragnehmer aufgrund Gesetz 
zwingend haftet oder etwas anderes vereinbart wird, insbesondere im Falle der Übernahme einer 
Garantie. 

8.4 Ansprüche wegen Sachmängeln hat der Auftraggeber beim Auftragnehmer geltend zu machen; 
bei mündlichen Anzeigen händigt der Auftragnehmer dem Auftraggeber eine schriftliche 
Bestätigung über den Eingang der Anzeige aus. 

8.5 Wird der Auftragsgegenstand wegen Sachmangel betriebsunfähig, kann sich der Auftraggeber 
mit vorheriger Zustimmung des Auftragnehmers an ein anderes Tauchcenter wenden. In diesem 
Fall hat der Auftraggeber in den Auftragsschein aufnehmen zu lassen, dass es sich um die 
Durchführung einer Mängelbeseitigung des Auftragnehmers handelt und dass diesem ausgebaute 
Teile während einer angemessenen Frist zur Verfügung zu halten sind. Der Auftragnehmer ist zur 
Erstattung der dem Auftraggeber nachweislich entstandenen Reparaturkosten verpflichtet. 

8.6 Im Falle der Nachbesserung kann der Auftraggeber für die zur Mängelbeseitigung eingebauten 
Teile bis zum Ablauf der Verjährungsfrist des Auftragsgegenstandes Sachmängelansprüche 
aufgrund des Auftrags geltend machen. Ersetzte Teile werden Eigentum des Auftragnehmers. 

8.7 Abschnitt 8 Sachmangel gilt nicht für Ansprüche auf Schadenersatz; für diese Ansprüche gilt 
Abschnitt 9 Haftung. 

 
9. Haftung 
 
9.1 Hat der Auftragnehmer nach den gesetzlichen Bestimmungen für einen Schaden aufzukommen, 

der leicht fahrlässig verursacht wurde, so haftet der Auftragnehmer beschränkt:  
Die Haftung besteht nur bei Verletzung vertragswesentlicher Pflichten, etwa solcher, die der 
Auftrag dem Auftragnehmer nach seinen Inhalt und Zweck gerade auferlegen will oder deren 
Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Auftrags überhaupt erst ermöglicht und auf 
deren Einhaltung der Auftragnehmer regelmäßig vertraut und vertrauen darf. Die Haftung ist auf 
den bei Vertragsabschluss vorhersehbaren typischen Schaden begrenzt. Soweit der Schaden 
durch eine vom Auftraggeber für den betreffenden Schadenfall abgeschlossene Versicherung 
(ausgenommen Summenversicherung) gedeckt ist, haftet der Auftragnehmer nur für etwaige 
damit verbundene Nachteile des Auftraggebers, z. B. höhere Versicherungsprämien oder 
Zinsnachteile bis zur Schadenregulierung durch die Versicherung. Die Haftung für den Verlust 
von Geld und Wertsachen jeglicher Art, die nicht ausdrücklich in Verwahrung genommen sind, ist 
ausgeschlossen. Ist der Auftraggeber eine juristische Person des öffentlichen Rechts, ein 
öffentlich-rechtliches Sondervermögen oder ein Unternehmer, der bei der Auftragserteilung in 
Ausübung seiner gewerblichen oder selbständigen beruflichen Tätigkeit handelt, und werden nach 
Ablauf eines Jahres nach Abnahme oder – bei Lieferung herzustellender oder zu erzeugender 
beweglicher Sachen – nach Ablieferung des Auftragsgegenstandes Schadenersatzansprüche 
wegen Sachmängel geltend gemacht, gilt Folgendes: 

 
 Die vorstehende Haftungsbegrenzung gilt auch für einen Schaden, der grob fahrlässig verursacht 

wurde, nicht aber bei grob fahrlässiger Verursachung durch gesetzliche Vertreter oder leitende 
Angestellte des Auftragnehmers, ferner nicht für einen grob fahrlässig verursachten Schaden, 
der durch eine vom Auftraggeber für den betreffenden Schadenfall abgeschlossene 
Versicherung abgedeckt ist. 

9.2 Unabhängig von einem Verschulden des Auftragnehmers bleibt eine etwaige Haftung des 
Auftragnehmers bei arglistigem Verschweigen des Mangels, aus der Übernahme einer Garantie 
oder eines Beschaffungsrisikos und nach dem Produkthaftungsgesetz unberührt. 

9.3 Ausgeschlossen ist die persönliche Haftung des gesetzlichen Vertreter, Erfüllungsgehilfen und 
Betriebsangehörigen des Auftragsnehmers für von ihnen durch leichte Fahrlässigkeit verursachte 
Schäden. Für von ihnen mit Ausnahme der gesetzlichen Vertreter und leitenden Angestellten 
durch grobe Fahrlässigkeit verursachte Schäden gilt die diesbezüglich für den Auftragnehmer 
geregelte Haftungsbeschränkung entsprechend. 

9.4 Die Haftungsbeschränkungen dieses Abschnitts gelten nicht bei Verletzung von Leben, Körper 
und Gesundheit 

 
10. Eigentumsvorbehalt 
 
 Soweit angebaute Zubehör-, Ersatzteile und Aggregate nicht wesentliche Bestandteile des 

Auftragsgegenstandes geworden sind, behält sich der Auftragnehmer das Eigentum daran bis zur 
vollständigen unanfechtbaren Bezahlung vor. 

 
11. Schiedsstelle (Schiedsverfahren) 
 
11.1 Ist der Betrieb Mitglied der örtliche zuständigen Industrie- und Handelskammer kann der 

Auftraggeber bei Streitigkeiten aus diesem Auftrag oder – mit dessen Einverständnis – der 
Auftragnehmer die für den Auftragnehmer zuständige Schiedsstelle der Industrie- und 
Handelskammer anrufen. Die Anrufung muss schriftlich unverzüglich nach Kenntnis des 
Streitpunktes erfolgen. 

11.2 Durch die Entscheidung der Schiedsstelle wird der Rechtsweg nicht ausgeschlossen. 
11.3 Durch die Anrufung der Schiedsstelle ist die Verjährung für die Dauer des Verfahrens gehemmt. 
11.4 Das Verfahren vor der Schiedsstelle richtet sich nach deren Geschäfts- und Verfahrensordnung, 

die den Parteien auf Verlangen von der Schiedsstelle ausgehändigt werden. 
11.5 Die Anrufung der Schiedsstelle ist ausgeschlossen, wenn bereits der Rechtsweg beschritten ist. 

Wird der Rechtsweg während eines Schiedsstellenverfahrens beschritten, stellt die 
Schiedsstelle ihre Tätigkeit ein.  

11.6      Für die Inanspruchnahme der Schiedsstelle werden Kosten nicht erhoben. 
 
12. Gerichtsstand 
 

Für sämtliche gegenwärtigen und zukünftigen Ansprüche aus der Geschäftsverbindung mit 
Kaufleuten einschließlich Wechsel- und Scheckforderungen ist ausschließlicher Gerichtsstand der 
Sitz des Auftragnehmers. Der gleiche Gerichtsstand gilt, wenn der Auftraggeber keinen 
allgemeinen Gerichtsstand im Inland hat, nach Vertragsschluss seinen Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthaltsort aus dem Inland verlegt oder sein Wohnsitz oder gewöhnlicher 
Aufenthaltsort zum Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt ist. 

  



Allgemeine Geschäftsbedingungen für die 

Vermittlung von Pauschalreisen, Flügen und 

sonstigen Reiseleistungen des Reisebüros  

Dive Team Bayreuth: 
 

1. Geltungsbereich 

 

 Die folgenden Bedingungen regeln ausschließlich das Vertragsverhältnis zwischen Ihnen als 

Kunden und dem Reisebüro als Vermittler der Reiseleistungen. 

 

 Mit Abschluss des Buchungsvorganges beauftragt der Kunde das Reisebüro, eine 

Beförderungsleistung oder eine sonstige, mit der Durchführung einer Reise in Zusammenhang 

stehende Dienstleistung, die von einem dritten Reiseanbieter erbracht wird, zu vermitteln. 

Der Kunde ist an den Buchungsauftrag gebunden. 

 

 Davon getrennt wird bei der Buchung ein Vertragsverhältnis mit dem Reiseveranstalter und 

den einzelnen Leistungsträgern (z. B. Fluggesellschaft, Hotel, etc.) entstehen, das nicht in den 

Allgemeinen Geschäftsbedingungen des Reisebüros geregelt ist. 

 

 Das Reisebüro weist ausdrücklich alle Kunden darauf hin, dass der Reisevertrag nicht mit dem 

Reisebüro, sondern stets mit dem jeweils angegebenen Reiseveranstalter oder Leistungsträger 

unter Berücksichtigung der Allgemeinen Geschäftsbedingungen des jeweiligen 

Reiseveranstalters oder Leistungsträgers zustande kommt. Deren Allgemeine 

Geschäftsbedingungen werden vor Reisebuchung angezeigt und müssen durch den Kunden 

bestätigt werden. 

 

 Um eine Buchung vornehmen zu können muss der Kunde das 18. Lebensjahr vollendet haben und 

darf in seiner Geschäftsfähigkeit nicht beschränkt sein. 

 

2. Vertragsgegenstand und Vertragsschluss 

 

2.1 Gegenstand dieses Vertrages ist die Vermittlung eines Vertragsabschlusses des Kunden mit 

dem jeweiligen Reiseveranstalter über die in der Buchung aufgeführte Reiseleistung durch das 

Reisebüro.  

 

2.2 Die Erbringung der gebuchten Leistung als solche ist nicht Bestandteil der Pflichten des 

Reisebüros. Im Falle einer Buchung kommt ein Vertrag über die Reiseleistung direkt zwischen 

dem Kunden und dem jeweiligen Reiseveranstalter zustande. Diesem Vertrag liegen die 

jeweiligen allgemeinen Geschäftsbedingungen des Veranstalters zugrunde. Die 

Vertragsabwicklung erfolgt ausschließlich zwischen dem jeweiligen Veranstalter und dem 

Kunden. Mängel der Reiseleistung muss der Kunde dem jeweiligen Veranstalter gegenüber 

anzeigen. 

 

2.3 Mit Absenden der Buchung des Kunden an das Reisebüro erkennt der Kunde die Allgemeinen 

Geschäftsbedingungen von uns an und versichert, diese gelesen und verstanden zu haben. Der 

Kunde erklärt sich mit der in diesen Geschäftsbedingungen beschriebenen Nutzung seiner 

Daten einverstanden. 

 

2.4 Mit Annahme des Vermittlungsauftrages durch das Reisebüro, das heißt, mit der Zusendung 

der entsprechenden Bestätigungsmail an den Kunden, ist dieser an den Vermittlungsauftrag 

gebunden. Zu diesem Zeitpunkt ist ein verbindlicher Vermittlungsvertrag zwischen dem 

Kunden und dem Reisebüro zustande gekommen. 

 

2.5 Die Annahme des Vermittlungsauftrages kann 

  - schriftlich 

 - mündlich 

 - telefonisch 

 - per Fax 

 - online 

 - per E-mail 

 erfolgen. Sofern der Auftrag von einer anderen Person als dem Kunden erteilt wird, haftet 

der Kunde neben dieser Person gesamtschuldnerisch für die Erfüllung der Verpflichtung der 

angemeldeten Personen. 

 

2.6 Die Bestätigungsmail über die Annahme des Vermittlungsauftrages ist zu unterscheiden von 

der Buchungsbestätigung. Mit der Buchungsbestätigung bestätigt das Reisebüro lediglich die 

ordnungsgemäße Weiterleitung der durch den Kunden in Auftrag gegebenen Buchung an den 

jeweiligen Veranstalter. Die Bestätigung der Buchung bedeutet noch nicht, dass bereits ein 

Vertrag über die gebuchte Reiseleistung mit dem Veranstalter zustande gekommen ist.  

 

3.  Reisepreis und Fälligkeit 

 

3.1 Die auf der Website des Reisebüros angegebenen Preise für Gruppenreisen oder sonstigen 

Reiseleistungen gelten nur innerhalb des angegebenen Buchungszeitraumes. Ausserhalb dieses 

Buchungszeitraumes kann es zu Preisänderungen kommen. 

 Nebenkosten, wie z.B. Kerosinzuschläge, Tauchpakete, Riffgebühren und ähnliches sind 

exclusive, es sei denn, sie werden speziell als includiert ausgewiesen. 

 Wünscht der Kunde eine Abweichung von der Ausschreibung, so ist dies prinzipiell möglich. 

Etwaige Preisänderungen werden dem Kunden mitgeteilt und müssen von diesem schriftlich 

bestätigt werden. 

 

3.2 Mit Zugang der Buchungsbestätigung wird der Preis für die gebuchte Reiseleistung zur 

Zahlung fällig.  

 

3.3 Handelt es sich bei der gebuchten Reiseleistung um eine Pauschalreise, tritt die Fälligkeit 

nicht vor Übergabe eines Sicherungsscheins des Veranstalters i. S. d. §651 k BGB ein. Die 

genauen Zahlungsbedingungen für eine Pauschalreise ergeben sich jeweils aus den Angaben im 

Rahmen des Angebotes des Veranstalters oder den allgemeinen Geschäftsbedingungen. In der 

Regel ist eine Bezahlung per Banklastschrift, ec-cash, bar oder Überweisung möglich. 

 

3.4 Das Reisebüro ist vom Veranstalter beauftragt und bevollmächtigt, den ihm geschuldeten 

Preis für die Reiseleistung einzuziehen und zu diesem Zweck Geldbeträge entgegenzunehmen 

oder den geschuldeten Betrag je nach vom Kunden gewählter Zahlungsart (z. B. ec-cash, 

Lastschriftverfahren) einzuziehen. 

 

4. Vermittlungsentgelt 

 

 Für die Vermittlungsleistung des Reisebüros werden keine gesonderten Gebühren berechnet, 

da dies e in der Regel  im Preis der vermittelten Reiseleistung bereits enthalten sind. 

 

 

 

 

 

 

 

5.      Preis- und Leistungsänderungen 

 

Hinsichtlich möglicher Änderungen des Preises für die gebuchte Reiseleistung und etwaiger 

Änderungen der gebuchten Leistung, verweist das Reisebüro auf die allgemeinen 

Geschäftsbedingungen des jeweiligen Veranstalters. Handelt es sich bei der gebuchten 

Reiseleistung um einen Linienflug, gelten zusätzlich die jeweiligen Beförderungs- und 

Tarifbestimmungen der Fluggesellschaft. Diese können auf Wunsch in deren Büros eingesehen 

werden. Ergänzend hierzu gelten die international gültigen Bestimmungen des Abkommens zur 

Vereinheitlichung von Regeln über die Beförderung im internationalen Luftverkehr (Warschauer 

Abkommen). 

 

6.      Buchungsbestätigung und Reiseunterlagen 

 

6.1 Der Kunde ist verpflichtet die Buchungsbestätigung und ihm übersandte Tickets und alle 

sonstigen Reiseunterlagen unverzüglich auf ihre Richtigkeit zu überprüfen, wobei insbesondere 

darauf zu achten ist, dass die ausgewiesenen Reisedaten mit der getätigten Buchung identisch 

sind. Stellt der Kunde Abweichungen oder falsche Angaben fest, hat er den Absender 

(Veranstalter bzw. Reisebüro) hierauf unverzüglich hinzuweisen. 

             

6.2     Flugtickets werden in der Regel nach erfolgter Zahlung per Post übersandt. Es besteht für den    

Kunden außerdem die Möglichkeit, Tickets bei der Fluggesellschaft oder einem Beauftragten, ggf. 

gegen Gebühr, zur Abholung hinterlegen zu lassen. Daneben ist auch eine kostenpflichtige 

Übersendung per Kurierdienst möglich. Elektronische Tickets (sog. ETIX) werden an den 

entsprechenden Automaten im Flughafengebäude ausgegeben. 

 

6.3 Handelt es sich bei der gebuchten Reiseleistung um eine Pauschalreise, werden die 

Reiseunterlagen entweder per Post übersandt oder am Flughafenschalter, ggf. gegen eine 

separate Gebühr, zur Abholung durch den Kunden hinterlegt. Die Übermittlungsart wird dem 

Kunden separat mitgeteilt. 

 

6.4 Die Gefahr des Verlustes von Tickets oder sonstigen Reiseunterlagen geht im Falle des Versands 

auf den Kunden über, sobald das Reisebüro die Unterlagen dem beauftragten 

Transportunternehmen übergeben hat. 

 

7. Stornierungen, Umbuchungen 

 

7.1 Bei Stornierung der vermittelten Reiseleistung gelten grundsätzlich die Rücktrittsbedingungen 

des jeweiligen Veranstalters. Nach diesen Bedingungen richten sich auch die jeweiligen 

Stornogebühren. Im Falle der Stornierung kann das Reisebüro zusätzlich zu etwaigen 

Stornogebühren des jeweiligen Veranstalters eine Aufwandsentschädigung in Höhe von 150,- Euro 

erheben. Um erhebliche finanzielle Verluste bei einer Stornierung zu vermeiden, wird dem Kunden 

der Abschluss einer Reiserücktrittskostenversicherung empfohlen. 

 

7.2 Die Umbuchung einer Reiseleistung ist nur durch Stornierung der gebuchten und bei 

gleichzeitiger Buchung einer anderen Reiseleistung möglich, es sei denn, der zwischen dem Kunden 

und dem Veranstalter geschlossene Vertrag enthält hierfür besondere Bestimmungen.  

 

7.3 Bei Gruppenreisen gelten folgende Stornobedingungen unabhängig vom Veranstalter: 

 Mehr als 30 Tage vor Abreise:  50% des Reisepreises 

 weniger als 30 Tage Abreise:  100% des Reisepreises 

   

8. Einreisebestimmungen und sonstige Informationen 

 

 Der Kunde ist grundsätzlich selbst verantwortlich, dass für eine Person die zur Durchführung der 

Reise erforderlichen Voraussetzungen erfüllt sind und sämtliche gesetzliche Bestimmungen, 

insbesondere die in- und ausländischen Ein- und Ausreisebestimmungen, Gesundheitsvorschriften, 

Zoll- und Devisenbestimmungen, Pass- und Visa-Bestimmungen, beachtet werden. Gleiches gilt für 

die Beschaffung erforderlicher Reisedokumente. Das Reisebüro weist darauf hin, dass von ihm 

erteilte Auskünfte bezüglich der vorstehenden Bestimmungen jederzeit durch die Behörden 

geändert werden können, weshalb für die Auskünfte keine Haftung übernommen wird. Dem 

Kunden wird nahe gelegt, selbst bei den zuständigen Ämtern und Institutionen Informationen 

einzuholen. 

 

9. Haftung 

 

 Das Reisebüro haftet für Schäden des Kunden, die vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht 

wurden, die auf einer schuldhaften Verletzung wesentlicher Vertragspflichten beruhen, die Folge 

einer Verletzung der Gesundheit, des Körpers oder des Lebens sind, oder für die eine Haftung 

nach dem Produkthaftungsgesetz vorgesehen ist, nach den gesetzlichen Bestimmungen. Im 

übrigen ist die Haftung ausgeschlossen. 

 

10. Aufrechnungsverbot 

 

 Der Kunde ist nicht zur Aufrechnung berechtigt, es sei denn, die Gegenforderungen sind 

rechtskräftig festgestellt oder werden vom Reisebüro nicht bestritten. 

 

11. Datenschutz 

 

 Das Reisebüro erhebt bestimmte personenbezogene Daten des Kunden und gegebenenfalls auch 

anderen Reisenden. Diese Daten werden für die Abwicklung des Vermittlungsvertrages und für 

die Anbahnung und Abwicklung des abzuschließenden Vertrages über die vom Kunden gebuchte 

Reiseleistung benötigt und ausschließlich zu diesen Zwecken verarbeitet und genutzt. Eine 

Weitergabe der erhobenen Daten erfolgt ausschließlich an den jeweiligen Veranstalter der 

gebuchten Reiseleistung.  

 

12. Salvatorische Klausel 

 

 Sollte ein Punkt dieser allgemeinen Geschäftsbedingungen des Reisebüros gegen geltendes Recht 

verstoßen oder aber aus sonstigen Gründen unwirksam, bzw. nichtig sein, so sollen alle übrigen 

Punkte und Rechtsgedanken weiterhin Gültigkeit haben und zum Bestandteil des 

Vermittlungsvertrages werden. Der Kunde ist beim Abschluss des jeweiligen 

Vermittlungsvertrages damit ausdrücklich einverstanden. 

 

13. Schriftformerfordernis 

 

 Änderungen der allgemeinen Geschäftsbedingungen, bzw. abweichende Vereinbarungen, die 

zwischen dem Reisebüro und dem Kunden getätigt werden, bedürfen der Schriftform. 

Änderungen dieses Schriftformerfordernisses sind ebenfalls nur in schriftlicher Form möglich. 

 

14. Schlussbestimmungen 

 

14.1 Auf den Vertrag findet ausschließlich das Recht der Bundesrepublik Deutschland Anwendung. 

 

14.2 Ist der Kunde Kaufmann, juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentliches 

Sondervermögen, ist ausschließlicher Gerichtsstand für alle sich aus dem Vermittlungsvertrag 

ergebenden oder damit im Zusammenhang stehenden Streitigkeiten der Sitz des Reisebüros in 

Bayreuth. 

 

 



Allgemeine Geschäftsbedingungen für den Verkauf 
von Tauch- und Wassersportequipment, 
Schwimmbedarf, Textilien und Tauchkursen 
 
1. Zahlung 
1.1 Der Kaufpreis und Preise für Nebenleistungen sind bei Übergabe des Kaufgegenstandes und 

Aushändigung oder Übersendung der Rechnung zur Zahlung fällig.  
Ohne Zahlungseingang besteht kein Anspruch auf einen Kursplatz bei Tauchkursen. 

1.2 Gegen Ansprüche des Verkäufers kann der Käufer nur dann aufrechnen, wenn die 
Gegenforderung des Käufers unbestritten ist oder ein rechtskräftiger Titel vorliegt; ein 
Zurückbehaltungsrecht kann er nur geltend machen, soweit es auf Ansprüchen aus dem 
Kaufvertrag beruht. 

1.3 Wir sind nicht verpflichtet, Wechsel oder Schecks in Zahlung zu nehmen. Werden sie 
angenommen, so erfolgt die Annahme nur erfüllungshalber. Einziehungs- und Diskontkosten 
sowie die Wechselsteuer und sonstige Spesen trägt der Käufer. Diese Kosten sind zusammen 
mit dem Rechnungsbetrag zu begleichen. Für rechtzeitige Vorzeigung, Protestierung, 
Benachrichtigung und Rückleitung des Wechsels im Falle der Nichteinlösung übernehmen wir 
keine Gewähr.  

 
2. Lieferung und Lieferverzug 
2.1 Liefertermine und Lieferfristen, die verbindlich oder unverbindlich vereinbart werden können, 

sind schriftlich anzugeben. Lieferfristen beginnen mit Vertragsabschluss. 
2.2 Der Käufer kann zehn Tage nach Überschreiten eines unverbindlichen Liefertermins oder 

einer unverbindlichen Lieferfrist den Verkäufer auffordern zu liefern. 
Mit dem Zugang der Aufforderung kommt der Verkäufer in Verzug. Hat der Käufer Anspruch 
auf Ersatz eines Verzugsschadens, beschränkt sich dieser bei leichter Fahrlässigkeit des 
Verkäufers auf höchstens 5% des vereinbarten Kaufpreises. 

2.3 Will der Käufer darüber hinaus vom Vertrag zurücktreten und/oder Schadenersatz statt der 
Leistung verlangen, muss er dem Verkäufer nach Ablauf der Zehn-Tages-Frist gemäß Ziffer 
2.1 eine angemessene Frist zur Lieferung setzen. 
Hat der Käufer Anspruch auf Schadenersatz statt der Leistung, beschränkt sich der 
Anspruch auf 15% des vereinbarten Kaufpreises. Ist der Käufer eine juristische Person des 
öffentlichen Rechts, ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen oder ein Unternehmer, der 
bei Abschluss des Vertrages in Ausübung seiner gewerblichen oder selbständigen beruflichen 
Tätigkeit handelt, sind Schadenersatzansprüche bei leichter Fahrlässigkeit ausgeschlossen. 
Wird dem Verkäufer, während er in Verzug ist, die Lieferung durch Zufall unmöglich, so 
haftet er mit den vorstehend vereinbarten Haftungsbegrenzungen. Der Verkäufer haftet 
nicht, wenn der Schaden auch bei rechtzeitiger Lieferung eingetreten wäre. 

2.4 Die Haftungsbeschränkungen dieses Abschnitts gelten nicht bei Verletzung von Leben, Körper 
oder Gesundheit. 

2.5 Wird ein verbindlicher Liefertermin oder eine verbindliche Lieferfrist überschritten, kommt 
der Verkäufer bereits mit Überschreiten des Liefertermins oder der Lieferfrist in Verzug. 
Die Rechte des Käufers bestimmen sich dann nach Ziffer 2.2 Satz 3, Ziffer 2.3 und 2.4 dieses 
Abschnitts. 

2.6 Höhere Gewalt oder beim Verkäufer oder dessen Lieferanten eintretende Betriebsstörungen, 
die den Verkäufer ohne eigenes Verschulden vorübergehend daran hintern, den 
Kaufgegenstand zum vereinbarten Termin oder innerhalb der vereinbarten Frist zu liefern, 
verändern die in Ziffern 2.1 bis 2.5 dieses Abschnitts genannten Termine und Fristen um die 
Dauer der durch diese Umstände bedingten Leistungsstörungen. Führen entsprechende 
Störungen zu einem Leistungsaufschub von mehr als vier Monaten, kann der Käufer vom 
Vertrag zurücktreten. Andere Rücktrittsrechte bleiben davon unberührt. 

2.7 Konstruktions- oder Formänderungen, Abweichungen im Farbton sowie Änderungen des 
Lieferumfangs seitens des Herstellers bleiben während der Lieferzeit vorbehalten, sofern die 
Änderungen oder Abweichungen unter Berücksichtigung der Interessen des Verkäufers für 
den Käufer zumutbar sind. Sofern der Verkäufer oder der Hersteller zur Bezeichnung der 
Bestellung oder des bestellten Kaufgegenstandes Zeichen oder Nummern gebraucht, können 
allein daraus keine Rechte hergeleitet werden. 

2.8 Kursbuchungen: Das Ausbildungsteam ist bemüht die angekündigten Kurstermine einzuhalten. 
Begründete Änderungen im Terminplan bleiben jedoch vorbehalten. Für eventuell ausgefallene 
Termine, für die das Ausbildungsteam verantwortlich ist, verpflichtet sich das 
Ausbildungsteam einen Ersatz zu bieten. Darüber hinausgehende Ansprüche bestehen jedoch 
nicht. Durch Eigenverschulden des Kursteilnehmers versäumte Unterrichts- und 
Übungsstunden im laufenden Kurs können nach vorheriger Absprache mit dem 
Ausbildungsteam nachgeholt werden. Ein Anspruch darauf besteht jedoch nicht. Ebenso ist 
eine Rückerstattung oder Verrechnung der Kursgebühr in diesen Fällen ausgeschlossen. 

 
3. Abnahme 
3.1 Der Käufer ist verpflichtet, den Kaufgegenstand innerhalb von 8 Tagen ab Zugang der 

Bereitstellungsanzeige abzunehmen bzw. zum vereinbarten Kursbeginn zu erscheinen. 
3.2 Im Falle der/des Nichtabnahme/Nichterscheinens kann der Verkäufer von seinem 

gesetzlichen Recht Gebrauch machen. Verlangt der Verkäufer Schadenersatz, so beträgt 
dieser 30% des Kaufpreises bzw. des entstandenen Schadens wegen Nichterscheinens. Der 
Schadenersatz ist höher oder niedriger anzusetzen, wenn der Verkäufer einen höheren 
Schaden nachweist oder der Käufer nachweist, dass ein geringerer oder überhaupt kein 
Schaden entstanden ist. 

3.3 Sollte der Käufer die Stornierung einer Kursbuchung vornehmen, so gelten folgende 
Stornokosten: 

 Bei mehr als 7 Tagen vor Kursbeginn werden 25 %, ab dem 7. Tag vor Kursbeginn werden 50% 
und ab dem 2. Tag vor Kursbeginn wird der volle Kurspreis in Rechnung gestellt. 

 
4. Eigentumsvorbehalt 
4.1 Der Kaufgegenstand bleibt bis zum Ausgleich der dem Verkäufer aufgrund des Kaufvertrages 

zustehenden Forderung Eigentum des Verkäufers. 
 Ist der Käufer eine juristische Person des öffentlichen Rechts, ein öffentlich-rechtliches 

Sondervermögen oder ein Unternehmer, der bei Abschluss des Vertrages in Ausübung seiner 
gewerblichen oder selbständigen beruflichen Tätigkeit handelt, bleibt der Eigentumsvorbehalt 
auch bestehen für Forderungen des Verkäufers gegen den Käufer aus der laufenden 
Geschäftsbeziehung bis zum Ausgleich von im Zusammenhang mit dem Kauf stehenden 
Forderungen. 

 Auf Verlangen des Käufers ist der Verkäufer zum Verzicht auf den Eigentumsvorbehalt 
verpflichtet, wenn der Käufer sämtliche mit dem Kaufgegenstand im Zusammenhang stehenden 
Forderungen unanfechtbar erfüllt hat und für die übrigen Forderungen aus den laufenden 
Geschäftsbeziehungen eine angemessene Sicherung besteht. 

4.2 Bei Zahlungsverzug des Käufers kann der Verkäufer vom Kaufvertrag zurücktreten. Hat der 
Verkäufer darüber hinaus Anspruch auf Schadenersatz statt der Leistung und nimmt er den 
Kaufgegenstand wieder an sich, sind Verkäufer und Käufer sich darüber einig, dass der 
Verkäufer den gewöhnlichen Verkaufswert des Kaufgegenstandes zum Zeitpunkt der 
Rücknahme vergütet. Auf Wunsch des Käufers, der nur unverzüglich nach Rücknahme des 
Kaufgegenstandes geäußert werden kann, wird nach Wahl des Käufers ein öffentlich bestellter 
und vereidigter Sachverständiger, den gewöhnlichen Verkaufswert ermitteln. Der Käufer 
trägt sämtliche Kosten der Rücknahme und Verwertung des Kaufgegenstandes. Die 
Verwertungskosten betragen ohne Nachweis 30% des gewöhnlichen Verkaufswertes. Sie sind 
höher oder niedriger anzusetzen, wenn der Verkäufer höhere Kosten nachweist oder der 
Käufer nachweist, dass geringere oder überhaupt keine Kosten entstanden sind. 

4.3 Solange der Eigentumsvorbehalt besteht, darf der Käufer über den Kaufgegenstand weder 
verfügen noch Dritten vertraglich eine Nutzung einräumen. 

  
 

 

 
 
 

5. Sachmangel 
5.1 Ansprüche des Käufers wegen Sachmängeln verjähren entsprechend den gesetzlichen 

Bestimmungen in zwei Jahren ab Auslieferung des Kaufgegenstandes. 
Zeigt sich innerhalb von einem Jahr ab Auslieferung eines neuen Atemreglers, Jackets, 
Tauchcomputern oder ähnlichem ein Sachmangel, so wird vermutet, das die Sache bereits bei 
Auslieferung mangelhaft war, es sei denn, diese Vermutung ist mit der Art des Mangels nicht 
vereinbar. 
Beschränkt auf die Geltendmachung von Mängelbeseitigungsansprüchen gilt diese Vermutung bei 
neuen Atemreglern, Jackets,  Tauchcomputern oder ähnlichem auch dann, wenn sich ein 
Sachmangel erstmals vor Ablauf eines Jahres, aber vor Ablauf von zwei Jahren nach Auslieferung 
zeigt.  
Bei gebrauchten Teilen und Zubehör verjähren Ansprüche des Käufers wegen Sachmängeln in 
einem Jahr ab Ablieferung des Kaufgegenstands. 
Ist der Käufer eine juristische Person des öffentlichen Rechts, ein öffentlich-rechtliches 
Sondervermögen oder ein Unternehmer, der bei Abschluss des Vertrags in Ausübung seiner 
gewerblichen oder selbständigen beruflichen Tätigkeit handelt, erfolgt der Verkauf von 
gebrauchten Teilen und Zubehör unter Ausschluss jeglicher Sachmängelhaftung. 
Ansprüche wegen Sachmängeln bestehen nicht, wenn der Mangel oder Schaden auf natürlichen 
Verschleiß zurückzuführen ist oder dadurch entstanden ist, dass 
- der Käufer einen Mangel nicht unverzüglich nach Entdeckung angezeigt hat oder 
- der Kaufgegenstand unsachgemäß behandelt oder überbeansprucht worden ist oder 
- der Kaufgegenstand zuvor in einem Betrieb, der für den Käufer erkennbar vom Hersteller für 
die Betreuung nicht anerkannt war, unsachgemäß instand gesetzt, gewartet oder gepflegt worden 
ist und der Käufer dies erkennen musste oder 
- in den Kaufgegenstand Teile ein- oder angebaut worden sind, deren Verwendung der Hersteller 
nicht genehmigt hat oder der Kaufgegenstand oder Teile davon in einer vom Hersteller nicht 
genehmigten Weise verändert worden ist oder 
- der Käufer die Vorschriften über die Behandlung, Wartung und Pflege des Kaufgegenstandes (z. 
B. Betriebsanleitung) nicht befolgt hat. 
Weitergehende Ansprüche bleiben unberührt, soweit der Verkäufer aufgrund Gesetz zwingend 
haftet oder etwas anderes vereinbart wird, insbesondere im Fall der Übernahme einer Garantie. 

5.2 Für die Abwicklung einer Mängelbeseitigung gilt folgendes: 
a) Ansprüche auf Mängelbeseitigung kann der Käufer beim Verkäufer schriftlich geltend machen. 
Bei mündlichen Anzeigen von Ansprüchen ist dem Käufer eine schriftliche Bestätigung über den 
Eingang der Anzeige auszuhändigen. 
b) Ersetzte Teile werden Eigentum des Verkäufers. 

5.3 Abschnitt 5 Sachmangel gilt nicht für Ansprüche auf Schadenersatz; für diese Ansprüche gilt 
Abschnitt 6 Haftung. 

 
6. Haftung 
6.1 Hat der Verkäufer nach den gesetzlichen Bestimmungen für einen Schaden aufzukommen, der 

leicht fahrlässig verursacht wurde, so haftet der Verkäufer beschränkt:  
Die Haftung besteht nur bei Verletzung vertragswesentlicher Pflichten, etwa solcher, die der 
Kaufvertrag dem Verkäufer nach seinem Inhalt und Zweck gerade auferlegen will oder deren 
Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Kaufvertrags überhaupt erst ermöglicht und auf 
deren Einhaltung der Käufer regelmäßig vertraut und vertrauen darf. Die Haftung ist auf den bei 
Vertragsabschluss vorhersehbaren typischen Schaden begrenzt. Soweit der Schaden durch eine 
vom Käufer für den betreffenden Schadenfall abgeschlossene Versicherung (ausgenommen 
Summenversicherung) gedeckt ist, haftet der Verkäufer nur für etwaige damit verbundene 
Nachteile des Käufers, z. B. höhere Versicherungsprämien oder Zinsnachteile bis zur 
Schadenregulierung durch die Versicherung. 

6.2 Unabhängig von einem Verschulden des Verkäufers bleibt eine etwaige Haftung des Verkäufers 
bei arglistigem Verschweigen des Mangels, aus der Übernahme einer Garantie oder eines 
Beschaffungsrisikos und nach dem Produkthaftungsgesetz unberührt. 

6.3 Die Haftung wegen Lieferverzuges ist in Abschnitt 2 abschließend geregelt. 
6.4 Ausgeschlossen ist die persönliche Haftung der gesetzlichen Vertreter, Erfüllungsgehilfen und 

Betriebsangehörigen des Verkäufers für von ihnen durch leichte Fahrlässigkeit verursachte 
Schäden. Für von ihnen mit Ausnahme der gesetzlichen Vertreter und leitenden Angestellten 
durch grobe Fahrlässigkeit verursachte Schäden gilt die diesbezüglich für den Verkäufer 
geregelte Haftung entsprechend. 

6.5 Für eigen verschuldete Schäden des Kursteilnehmers, insbesondere an den 
Ausrüstungsgegenständen und an den angemieteten Schwimmbädern und deren Einrichtungen und 
den genutzten Seen haftet der Kursteilnehmer selbst in vollem Umfang. Das Ausbildungsteam 
haftet insbesondere nicht für Verluste, Beschädigungen oder Diebstahl von gemieteten oder 
persönlichen Gegenständen und Geräten. Ausnahmen sind Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. 

6.6 Der Umstand, dass die Ausrüstungsgegenstände regelmäßig und sorgfältig von der Tauchschule 
auf ihre Funktionstüchtigkeit überprüft werden, entbindet den Kursteilnehmer nicht von seiner 
Pflicht, sich vor jedem Tauchgang ebenfalls von der ordnungsgemäßen Funktionstüchtigkeit der 
Geräte persönlich zu überzeugen. Der Teilnehmer haftet für alle Schäden, die sich daraus 
ergeben, dass seine Geräte nicht funktionstüchtig sind. 

6.7 Die Haftungsbeschränkungen dieses Abschnitts gelten nicht bei Verletzung von Leben, Körper 
und Gesundheit 

 
7. Unsicherheiteneinrede 
 Das Dive Team Bayreuth bzw. das Ausbildungsteam sind berechtigt, die uns obliegende Leistung 

zu verweigern, wenn nach Abschluss des Vertrags für uns erkennbar wird, dass unser Anspruch 
auf die Gegenleistung durch mangelnde Leistungsfähigkeit des Kunden gefährdet wird. Dieses 
Leistungsverweigerungsrecht entfällt, wenn die Gegenleistung bewirkt oder Sicherheit für sie 
geleistet wird. Wir sind auch berechtigt, dem Kunden eine angemessene Frist zu setzen, in 
welcher der Kunde Zug um Zug gegen die Leistung nach seiner Wahl entweder Gegenleistung zu 
bewirken oder eine Sicherheit zu leisten hat. Bei fruchtlosem Fristablauf sind wir berechtigt vom 
Vertrag zurückzutreten. 

 
8. Tauchtauglichkeit 
 Mit der Anmeldung erklärt der Kursteilnehmer seine uneingeschränkte Tauchtauglichkeit. Diese 

ist spätestens am 2. Kurstag bei Schwimmbadkursen und vor Beginn bei Freiwasserkursen in Form 
eines schriftlichen, ärztlichen Attests nachzuweisen. 

 Die Teilnahme an den Tauchkursen und Seminaren erfolgt auf eigene Gefahr. Bei Drogen- oder 
Medikamentensucht/-einnahme oder Alkoholmissbrauch innerhalb der letzten 12 Stunden vor den 
Lehrgängen ist die Teilnahme am Ausbildungsprogramm ebenfalls untersagt.  

 
9. Datenschutz 
9.1 Die persönlichen Daten der Kursteilnehmer sind für das Ausstellen von Logbuch, Brevet, Taucher- 

pass usw. notwendig. Sie dienen auch dem schnellen Informationsaustausch und werden streng 
vertraulich behandelt. 

9.2 Gemäß §26 (1) Datenschutzgesetz weisen wir darauf hin, dass sämtliche kundenbezogenen Daten 
mit Hilfe der elektronischen Datenverarbeitung von uns gespeichert werden. 

 
10 Gerichtsstand 
10.1 Für sämtliche gegenwärtigen und zukünftigen Ansprüche aus der Geschäftsverbindung mit 

Kaufleuten einschließlich Wechsel- und Scheckforderungen ist ausschließlicher Gerichtsstand der 
Sitz des Verkäufers.  

10.2 Der gleiche Gerichtsstand gilt, wenn der Käufer keinen allgemeinen Gerichtsstand im Inland hat, 
nach Vertragsschluss seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort aus dem Inland verlegt 
oder sein Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthaltsort zum Zeitpunkt der Klageerhebung nicht 
bekannt ist. Im übrigen gilt bei Ansprüchen des Verkäufers gegenüber dem Käufer dessen 
Wohnsitz als Gerichtsstand. 
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